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Drucksache 1496 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 24. Juni 1955 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 143. Sit- 
zung am 24. Juni 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 14. Juni 1955 verabschiedeten 

Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Mietpreisrechts (Erstes Bundesmietengesetz) 

- Drucksachen 1110, 1421 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 24. Juni 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 14. Juni 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck: Buchdruckerei R. Madel. Bonn. Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinailee 20. 
Telefon: 3551 



BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge zu dem 

Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 
(Erstes Bundesmietengesetz) 


Anlage 


1. Zu § 3 

§ 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Die rechtspolitischen, mietpreispolitischen und 
wohnungspolitischen Bedenken, die der Bun- 
desrat gegen diese Bestimmung im ersten 
Durchgang geäußert hat, sind auch durch die 
Neufassung nicht ausgeräumt und werden 
weiterhin aufrechterhalten. 

Gegen eine individuelle Neufestsetzung der 
Mieten im Wege vertraglicher Vereinbarungen 
durch die Beteiligten spricht allein schon das 
noch bestehende Mißverhältnis zwischen An- 
gebot und Nachfrage auf dem Wohnungs- 
markt. 

Nach wie vor liegt es einseitig in der Hand 
des Mieters, ob er die Verwirklichung der 
p reisrech tlidi zulässigen Miete durch seine Er- 
klärung herbeiführen will oder nicht. Die 
Möglichkeit, im Falle des Wohnungswechsels 
eine höhere Miete vereinbaren zu können, 
erschwert die Bemühungen, die Wohnungs- 
versorgung Minderbemittelter in erster Linie 
durch Bereitstellung von billigerem Altwohn- 
raum sicherzustellen. 

Hieran ändern auch die neu eingebauten 
Sicherungen (Bagatellgrenze, Wuchergrenze, Un- 
abdingbarkeit) nichts. 

2. Zu §§ 8 und 9 

§§ 8 und 9 werden gestrichen. 
Begründung 

Diese Regelung ist für den Nicht geschulten 
besonders schwer verständlich und wider- 
spricht am meisten der Forderung nach Ver- 
einfachung des Gesetzes. 


Da mit einer Einigung der Parteien nur in 
Ausnahmefällen zu rechnen ist, tritt eine er- 
hebliche Belastung der Preisbehörden ein, die 
mit den vorhandenen Kräften häufig nicht 
mit der erforderlichen Flüssigkeit wird über- 
wunden werden können. 

Eine Bagatellgrenze ist nicht geeignet, diese 
Bedenken zu verringern. Sie stellt im Ge- 
genteil eine weitere Komplizierung und Be- 
lastung der Behörden dar. 

Da die Kostenvergleichsmiete auf pauschalen 
Ansätzen aufgebaut ist, wird trotz dieses 
Aufwandes das gesteckte Ziel einer echten 
Kostendeckung nur mit starken Einschränkun- 
gen erreicht. Bedenken erregt auch die Tat- 
sache, daß mit dem Kostendenken dieser 
Vorschrift der allmählichen Anpassung an 
Marktmieten entgegengearbeitet wird. 

3. Zu § 13 Abs. 1 

In § 13 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz werden 
die Worte „auf Grund der §§ 3, 5 und 8” 
ersetzt durch die Worte „auf Grund der 
§§ 5 und 6 Abs. 1”. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Streichung 
der §§ 3 und 8. 

4. Zu § 14 

§ 14 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Streichung ergibt sich aus der Streichung 
der §§ 3 und 8. 
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5. Zu § 15 Abs, 1 

In § 15 Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„werden” eingefügt die Worte „für einen 
Zeitraum von drei Jahren von dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an”. 

Be gründung 

Entsprechend dem Übergangscharakter des 
Gesetzes erscheint es ausreichend, die Miet- 
beihilfen nur drei Jahre lang zu gewähren. 
Eine solche Begrenzung ist auch deshalb er- 
forderlich, weil der Bund nur für diesen 
Zeitraum Zuschüsse zu den Beihilfen zahlen 
will. 

6. Zu § 17 Abs. 1 

In § 17 Abs. 1 werden die Worte „für einen 
Zeitraum von drei Jahren” gestrichen und 
die Zahl „13 Millionen” durch die Zahl „35 
Millionen” ersetzt. 

Begründung 

So sehr die Einrichtung der Beihilfen als sol- 
che im Interesse der einkommensschwachen 
Mieter und der Beitrag des Bundes an die 
Länder zu begrüßen Ist, erscheint doch die 
vorgesehene Regelung unzureichend und un- 
vollständig. Vorsichtige Schätzungen ergeben 
schon jetzt, daß der Bedarf an Mitteln zur 
Befriedigung der im Gesetz fest gelegten An- 
sprüche weit über dem in Aussicht gestellten 
Bundesbeitrag liegt, ja ihn voraussichtlich sogar 
um ein Vielfaches übersteigen wird. 

7. Zu § 17 Abs. 2 

§ 1 7 Abs. 2 ist entsprechend zu ändern. 
Begründung 

Folge der Änderung des § 17 Abs. 1. 


8. Zu § 45 

§45 wird wie folgt geändert: 

45 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
die Geltung des Zweiten, Fünften, Sechsten, 
Siebenten, Achten und Neunten Abschnittes 
dieses Gesetzes auf das Land Berlin durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zu erstrecken, wenn die 
wirtschaftliche und soziale Lage Berlins dies 
zuläßt und Berlin dieses Gesetz gemäß Ar- 
tikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung in Kraft 
setzt. 

(2) Unter der Voraussetzung des Absatzes 1 
gilt dieses Gesetz in Berlin mit folgender 
Maßgabe : 

1. . . . (weiter wie § 45 Abs. 7 Nr. 7 bis 27 
in der Fassung der Drudcsadie 7427) 

(3) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes im Land Berlin, der durch Rechts- 
verordnung gemäß Absatz 1 bestimmt wird, 
darf nicht vor dem 1. Januar 1957 festge- 
setzt werden.” 

Begründung 

Die wirtschaftliche und soziale Lage des Lan- 
des Berlin erscheint noch nicht ausreichend 
gefestigt. Die Zahl der Arbeitslosen und die 
der Familien mit sehr geringem Einkommen 
liegt noch über dem Bundesdurchschnitt. 

9. Das Gesetz ist nach Maßgabe der beschlos- 
senen Änderungen sowie hinsichtlich der da- 
durch evtl, notwendig werdenden anderen 
Festsetzung der Fristen zu überarbeiten. 
Begründung 

Bei Streichung bzw. Änderung der vorste- 
henden Paragraphen ergibt sich nicht nur die 
Notwendigkeit einer redaktionellen Überar- 
beitung hinsichtlich der Verweisungen, son- 
dern möglicherweise eine erforderliche Kor- 
rektur der im Gesetz festgelegten Fristen. 
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